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Bericht der Bundesregierung zur Sicherung der Zukunftschancen der Jugend 
in Ausbiidung und Beruf 


A. Problem 

Die Bundesregierung hat im Sommer 1984 eine — vom Bun- 
deskanzler in seiner Regierungserklärung angekündigte — 
Konzeption zur Sicherung der Zukunftschancen der Jugend in 
Ausbildung und Beruf vorgelegt, in der „Leitlinien einer zu- 
kunftsorientierten Bildungspolitik“ und ein umfangreicher 
Katalog bildungspohtischer Maßnahmen beschrieben wer- 
den. 


B. Lösung 

Die vom Ausschuß mit Mehrheit — CDU/CSU und FDP — 
und gegen die Stimmen der Minderheit — SPD — beschlos- 
sene Empfehlung würdigt und bekräftigt die bildungspoliti- 
sche Konzeption der Bundesregierung und fordert diese auf, 
eine Reihe von Maßnahmen zu prüfen und im Rahmen der 
rechtlichen und finanziellen Möglichkeiten zu realisieren. 


C. Alternativen 

Die Minderheit im Ausschuß hält die von der Mehrheit emp- 
fohlene Konzeption nur teilweise für zweckdienlich. Ein von 
der SPD vorgelegter Beschlußvorschlag weist auf die nach 
Auffassung der Opposition entscheidenden Mängel der Kon- 
zeption hin. 
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D. Kosten 

Alle empfohlenen Maßnahmen stehen unter dem in der Be- 
schlußempfehlung enthaltenen Vorbehalt der Finanzierbar- 
keit. 
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Beschiußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

I. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt die Vorlage des Berichtes, in dem die Bundes- 
regierung ihre Konzeption zur Sicherung der Zukunftschancen der Jugend in 
Ausbildung und Beruf darlegt. Der Bericht unterstreicht die große Bedeutung, 
die die Bundesregierung der Bildungspolitik zumißt und die ihr mit Blick auf das 
Beschäftigungs System, aber auch im Hinblick auf alle anderen gesellschaftli- 
chen Bereiche zukommt. 

Der Deutsche Bundestag teilt die Auffassung der Bundesregierung, daß die 
Sicherung der Zukunftschancen der jungen Generation in Ausbildung und Beruf 
eine der zentralen gesellschaftspolitischen Aufgaben ist. Jedem Jugendlichen 
muß die Chance zu einer begabungsgerechten und qualifizierenden Ausbildung 
gegeben werden. 

Der Deutsche Bundestag stimmt der Auffassung der Bundesregierung zu, daß 
auch in den kommenden Jahren alle Ausbildungskapazitäten in der beruflichen 
Bildung ausgeschöpft sowie die Hochschulen weiterhin offengehalten werden 
müssen, damit für die Jugendlichen der geburtenstarken Jahrgänge ein ausrei- 
chendes und Zukunftschancen eröffnendes Ausbildungsangebot bereitgestellt 
werden kann. 

Der Deutsche Bundestag betont die Notwendigkeit einer Ausbildung auch über 
den kurzfristigen Bedarf des Arbeitsmarktes hinaus. Er erneuert sein Bekennt- 
nis für eine Fortsetzung der Politik offener Bildungswege. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß sich die Bundesregierung für die Wahrung 
der erforderlichen Kontinuität in der Bildungspolitik einsetzt und zugleich in 
den Bereichen, in denen die Notwendigkeit dazu besteht, entschieden neue 
Akzente setzt. 

Der Deutsche Bundestag würdigt und ermutigt die Bemühungen um eine Stär- 
kung der erzieherischen Elemente und der Wertorientierung in Bildung und 
Ausbildung. Er teilt die Auffassung der Bundesregierung, daß die Partnerschaft 
zwischen Elternhaus und Bildungseinrichtungen intensiviert werden mxiß. Die 
Bildungseinrichtungen dürfen nicht in einen Gegensatz zur Familie geraten, bil- 
dungspolitische Entscheidungen nicht gegen den Elternwillen getroffen wer- 
den. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt die erstrebte stärkere Herausforderung und 
differenziertere Förderung der individuellen Leistung im Bildungswesen. Er ist 
der Auffassung, daß die Förderung von besonderen Begabungen nicht im Wider- 
spruch zur notwendigen Breitenförderung steht. 

Berufliche Flexibilität und Mobilität sowie fortdauernde Lernbereitschaft sind 
aufgrund der technologischen Entwicklung wesentliche Voraussetzungen dafür, 
daß den Anforderungen der Arbeitswelt auf Dauer entsprochen werden kann. 

Die bildungspolitischen Aufgaben müssen in weiten Teilen durch Bund und Län- 
der gemeinsam gelöst werden. Die laufende Einbeziehung neuer Technologien in 
Bildung und Ausbildung sowie die Schaffung attraktiver Ausbildungsalternati- 
ven für Hochschulberechtigte sind hierfür nur zwei aktuelle Beispiele. 

Bei der Bewältigung der bildungspolitischen Aufgaben bleibt die Wahrung und 
Förderung eines Mindestmaßes an Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im 
Interesse der Freizügigkeit, der Sicherung der Chancengerechtigkeit im Bil- 
dungswesen und der Mobilität eine ständig neu zu lösende Aufgabe. Der Deut- 
sche Bundestag begrüßt daher die Bemühungen der Bundesregierung, ihren 
Einfluß in diesem Bereich geltend zu machen und die ihr zur Verfügung stehen- 
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den Instrumente im Rahmen einer auf Kooperation mit den Ländern ausgerich- 
teten Bildungspolitik verantwortungsvoll zu nutzen. Er würdigt insbesondere die 
in der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförde- 
rung geleistete Arbeit. 

11 . 

Der Deutsche Bundestag begrüßt und unterstützt die bildungspolitische Konzep- 
tion der Bundesregierung. Er fordert die Bundesregierung auf, folgende Punkte 
besonders zu berücksichtigen: 

1. Der Deutsche Bundestag appelliert an Wirtschaft und Verwaltung, auch in 
den kommenden Jahren allen eine Lehrstelle suchenden jungen Menschen 
die Chance zu einer zukunftssichernden Ausbildung zu eröffnen. Er ermutigt 
die Bundesregierung, auf dem bisher eingeschlagenen erfolgreichen Weg der 
Mobilisierung des freiwilligen Ausbildungsengagements fortzufahren. 

2. Der Deutsche Bundestag unterstreicht die Vorbildfunktion, die der Bund bei 
der Erfüllung seiner Ausbildungsverpflichtung einnimmt. Er geht davon aus, 
d€iß auch in Zukunft alle im Bereich der Bundesverwaltung bestehenden 
Ausbildungskapazitäten voll genutzt werden. 

3. Der Deutsche Bundestag betont die Bedeutung der überbetrieblichen Ausbil- 
dungsstätten für die Leistungsfähigkeit der kleinen und mittleren Betriebe 
in der dualen Ausbildung. Er fordert die Bundesregierung auf, sich auch in 
Zukunft dafür einzusetzen, daß die überbetrieblichen Ausbildungsstätten 
neuen beruflichen Anforderungen schnell und praxisbezogen angepaßt wer- 
den können. 

4. Der Deutsche Bundestag begrüßt die Bemühungen der Bundesregierung um 
eine Verbesserung der Aus- und Fortbildungssituation von Mädchen und 
Frauen durch eine breite Umsetzung der Ergebnisse des Modell-Programms 
„Mädchen in Männerberufen“ sowie durch die Steigerung der Attraktivität 
traditioneller Frauenberufe. 

5. Der Deutsche Bundestag ist mit der Bundesregierung der Auffassung, daß 
der Förderung der Berufsausbildung und Leistungsfähigkeit benachteiligter 
Jugendlicher besondere Bedeutung zukommt. Sie wird auch in Zukunft zu 
den zentralen Aufgaben der Bundesregierung in der Berufsausbildung gehö- 
ren. 

6. Die Berufsbildungsbilanz des Jahres 1985 weist erneut auf die veränderte 
Struktur des Ausbildungsstellenmarktes hin. Rund 100 000 Abiturienten ha- 
ben sich in diesem Jahr um eine Lehrstelle beworben. Daß immer mehr 
Abiturienten im dualen System der beruflichen Bildung eine Ausbildungs- 
chance suchen und finden, ist grundsätzlich eine vernünftige Entwicklung, 
wenn sie kontinuierlich erfolgt und ein Verdrängungswettbewerb vermieden 
wird. Der Deutsche Bundestag unterstützt daher die Bemühungen der Bun- 
desregierung, in verstärktem Umfang Ausbildungsmöglichkeiten in beste- 
henden Ausbildungsberufen bereitzustellen sowie neue Ausbildungsalterna- 
tiven für Abiturienten zu erschließen. 

7. Der Deutsche Bundestag betont die Notwendigkeit einer kontinuierlichen 
Verbesserung der Qualität der Berufsausbildung durch Neuordnung von 
Ausbildungsberufen und Erlaß neuer Ausbildungsordnungen. Er fordert die 
Bundesregierung aiif, auf eine Beschleunigung des Verfahrens zur Moderni- 
sierung der bestehenden bzw. der Erarbeitung neuer Ausbildungsordnungen 
hinzuwirken. 

8. Der Deutsche Bundestag stimmt mit der Bundesregierung darin überein, daß 
die neuen Informations- und Kommunikationstechniken eine Herausforde- 
rung für Bildung und Ausbildung darstellen. Er begrüßt das von der Bundes- 
regierung durchgeführte Aktionsprogramm „Neue Technologien in der be- 
ruflichen Bildung“ sowie die Arbeiten der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung und Forschungsförderung an einer Rahmenkonzeption für die 
informationstechnische Bildung in Schule, beruflicher Bildung und Hoch- 
schule, 

9. Bei der Bewältigung der Überlast in der Hochschulausbildung kommt es in 
erster Linie auf die Bereitstellung ausreichender Personal- und Sachmittel 
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an. Im Interesse der Chancengerechtigkeit für die Studenten der geburten- 
starken Jahrgänge wie im Interesse der Allgemeinheit bittet der Deutsche 
Bundestag die Länder, dem Beispiel einzelner Länder zu folgen und — ent- 
sprechend dem Fiebiger-Plan — weitere Personalstellen sowie zur Bewälti- 
gung der Überlast dringend benötigte Sachmittel für die Hochschulen bereit- 
zustellen. 

10. Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß die Gemeinschaftsaufgabe Hoch- 
schulbau durch die erhebliche Erhöhung der Bundesmittel wieder eine solide 
Finanzierungsgrundlage besitzt. Er unterstützt das von der Bundesregierung 
initiierte Investitionsprogramm zur Ausstattung der Hochschulen mit Ar- 
beitsplatzcomputern für Zwecke der Ausbildung und Lehre. 

11. Der Deutsche Bundestag erwartet, daß die Bundesregierung ihre Bemühun- 
gen um eine Verbesserung der Forschungsförderung durch Schaffung eines 
forschungsfreundlicheren Klimas und Setzung neuer Schwerpunkte im Rah- 
men der Förderung durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft konsequent 
fortsetzen wird. Er unterstützt daher nachdrücklich das neue Förderungspro- 
gramm „Spitzenforschung“. 

12. Der Deutsche Bundestag geht davon aus, daß die Bundesregierung ihre 
Bemühungen um eine Verbesserung der Findung und Förderung von Hoch- 
begabten verstärkt fortsetzt und die Leistungswettbewerbe weiter ausbaut. 

13. Der Deutsche Bundestag begrüßt die Absicht der Bundesregierung, der För- 
derung des wissenschaftlichen Nachwuchses besondere Priorität einzuräu- 
men. Er weist darauf hin, daß die überdurchschnittliche Erhöhung der hier- 
für zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel neben einer beträchtlichen 
Verstärkung der Studien- und Promotionsförderung den Beginn eines neuen 
Programms zur Förderung von hochqualifizierten, bereits promovierten 
Nachwuchswissenschaftlern (Post-Doktoranden-Programm) sowie die Wei- 
terführung des bewährten Heisenberg-Programms zur Förderung habilitier- 
ter Nachwuchswissenschaftler ermöglicht. 

14. Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß mit dem 8. und 9. BAföG-Änderungs- 
gesetz wieder ein wesentlicher Beitrag zur Verbesserung der Ausbildungs- 
förderung geleistet wurde. Der Deutsche Bundestag weist darauf hin, daß die 
individuelle Ausbildungsförderung auch in Zukunft sicherstellen muß, daß 
Bildungschancen nach Eignung und Leistung der jungen Menschen und 
nicht nach der finanziellen Situation ihrer Eltern verteilt werden. U. a. ist 
dafür eine regelmäßige und ausreichende Anpassung der Leistungen nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz entsprechend der Entwicklung der 
Einkommen und Lebenshaltungskosten erforderlich. 

15. Der Deutsche Bundestag begrüßt die Anstrengungen der Bundesregierung 
zur Förderung des Lernens und Forschens im Ausland. Er setzt sich für eine 
Verstärkung des Austausches von Auszubildenden, Ausbildern, Studenten 
und Wissenschaftlern, eine Intensivierung der Hochschulkooperation und 
die Förderung des Ausländerstudiums in der Bundesrepublik Deutschland 
ein. 


Bonn, den 4. Dezember 1985 


Vogelsang Graf von Waldburg-Zeil 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Der Ankündigung des Bundeskanzlers in seiner Re- 
gierungserklärung vom 4. Mai 1983 entsprechend 
hat die Bundesregierung am 20. Juni 1984 dem 
Deutschen Bundestag einen Bericht zugeleitet, in 
dem sie ihre Konzeption für die Sicherung der Zu- 
kunftschancen der Jugend in Ausbildung und Beruf 
darlegt (Drucksache 10/1716). Der Bericht wurde 
am 12. September 1984 ohne Aussprache an den 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft zur feder- 
führenden, den Ausschuß für Wirtschaft, den Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung und den Aus- 
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit zur mit- 
beratenden Behandlung überwiesen. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat 
den Bericht in mehreren Sitzungen beraten und am 
4. Dezember 1985 mit den Stimmen der CDU/CSU 
und FDP und gegen die Stimmen der SPD die vor- 
stehende Beschlußempfehlung verabschiedet. Die 
Beschlußempfehlung enthält in ihrem ersten Teil 
eine Würdigung und Bekräftigung der bildungspoli- 
tischen Konzeption der Bundesregierung aus der 
Sicht der Regierungsfraktionen; im zweiten Teil 
wird die Bundesregierung auf gef ordert, eine Reihe 
von Maßnahmen zu prüfen und — im Rahmen der 
rechtlichen und finanziellen Möglichkeiten — zu 
realisieren. 

Folgender von der Fraktion der SPD vorgelegter 
Beschlußvortrag hat nicht die Zustimmung der 
Mehrheit gefunden: 

,Der Erklärung von Frau Minister Dr. Wilms an- 
läßlich der Vorlage des Berichts — „Die Bundes- 
regierung sieht in der Sicherung der Zukunfts- 
chancen der jungen Generation in Ausbildung 
und Beruf eine zentrale gesellschaftspolitische 
Aufgabe“ — ist bis zum heutigen Tage keine Ant- 


wort gefolgt, wie die Zukunftschancen der jungen 
Generation tatsächlich gesichert werden sollen. 

Seit der Vorlage des Berichts 

— haben sich die Bildungschancen für Kinder 
aus Arbeitnehmerfamilien und besonders von 
Mädchen deutlich verschlechtert; 

— hat die Bundesregierung mit der Novellierung 
des Hochschulrahmengesetzes ihre Aufgabe 
verfehlt, die wirklichen Probleme der Hoch- 
schulen zu lösen; 

— belegen die Zahlen der Bundesanstalt für Ar- 
beit, daß erneut auch in diesem Jahr der 
Wunsch von knapp 100 000 Mädchen und Jun- 
gen nach einem Ausbildungsplatz zum Stich- 
tag 30. September 1985 nicht erfüllt wurde. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft ver- 
mißt konkrete Programme, mit denen über das 
bestehende Instrumentarium hinaus ein zusätzli- 
ches Angebot qualifizierter Ausbildungsplätze ge- 
schaffen wird. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft for- 
dert die Bundesregierung angesichts der ungelö- 
sten Probleme unserer Jugend auf, ein Sofortpro- 
gramm zur Verbesserung der Berufsausbildung 
und zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
vorzulegen.' 

Die mitberatenden Ausschüsse haben den Bericht 
zur Kenntnis genommen. Ein im Ausschuß für Ar- 
beit und Sozialordnung von der Fraktion der SPD 
vorgelegter Entschließungsantrag, der der Tendenz 
des oben wiedergegebenen Antrags der SPD im fe- 
derführenden Ausschuß entsprach, wurde mit den 
Stimmen der Mehrheit abgelehnt. 


Bonn, den 4. Dezember 1985 


Graf von Waldburg-Zeil Weisskirchen (Wiesioch) Neuhausen 

Berichterstatter 
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